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2 In Kürze

Umsetzungsinitiative versus 
Gegenvorschlag

Die Stimmberechtigten haben am 9. 
Februar 2020 die Transparenzinitiative 
angenommen, die in Art. 37a der Kan-
tonsverfassung (KV ¹) eine sehr detail-
lierte Regelung zur Offenlegung der Fi-
nanzierung von Kampagnen bei Wahl-
en und Abstimmungen und der Inte-
ressenbindungen der Kandidierenden 
enthält. In der praktischen Anwendung 
sind die Bestimmungen in ihrer reinen 
Form nur mit beträchtlichem Aufwand 

für alle Beteiligten (Parteien, Gemein-
den, Kanton) umsetzbar. Die für die 
Umsetzung der geltenden Verfas-
sungsbestimmung notwendige Aus-
führungsgesetzgebung konnte noch 
nicht erlassen werden, weil sich be-
reits im Vernehmlassungsverfahren 
über den entsprechenden Entwurf 
zeigte, dass diametral entgegenge-
setzte Vorstellungen über die konkrete 
Umsetzung bestehen.

Volksinitiative «zur Umsetzung der 
vom Stimmvolk angenommenen 
Transparenzinitiative» (Umsetzungsinitiative) 

Teilrevision der Kantonsverfassung
(Transparenzbestimmung) 
[Gegenvorschlag zur Umsetzungsinitiative]

Chronologie

  2/2020  Annahme der Transparenzinitiative (neuer Art. 37a KV)
11/2020  Ausführungsgesetzgebung zu Art. 37a KV in Vernehmlassung
  9/2021  Motion 2021/7 «Mehr Transparenz, aber mit Augenmass» überwiesen
  5/2022  Umsetzungsinitiative (zur Transparenzinitiative) eingereicht
11/2022  Kantonsrat beschliesst Verfassungsänderung gemäss Motion 2021/7 
  2/2024  Bundesgericht legt Abstimmungsverfahren fest
  6/2024  Kantonsrat lehnt Umsetzungsinitiative (zur Transparenzinitiative) ab
11/2024  Abstimmung über Umsetzungsinitiative (zur Transparenzinitiative) und 

über Verfassungsänderung gemäss Motion 2021/7 (= Gegenvorschlag)

1) Der Text kann unter www.rechtsbuch.sh.ch (SHR 101.000) nachgelesen werden.
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Diese Ausgangslage war Auslöser für 
die Einreichung einer Motion im Kan-
tonsrat im März 2021 mit dem Titel 
«Mehr Transparenz, aber mit Augen-
mass». Ziel der Motion war es, die be-
stehende, schwer umsetzbare Verfas-
sungsbestimmung zur Transparenz 
durch eine neue, offener formulierte 
und nur die Grundsätze enthaltende 
Verfassungsbestimmung zu ersetzen. 
Diese neue Verfassungsbestimmung 
sollte dann die Grundlage für ein Aus-
führungsgesetz darstellen, das detail-
liert regelt, wer, was, wann und wo of-
fenzulegen hat. Der Kantonsrat hat 
dieser Motion und in der Folge einer 
Verfassungsänderung zur Einführung 
einer neuen Transparenzbestimmung 
zugestimmt. 

In der Folge wurde im Mai 2022 die 
Volksinitiative «zur Umsetzung der 
vom Stimmvolk angenommenen 
Transparenzinitiative (Umsetzungsini-
tiative)» eingereicht. Mit dieser Um-
setzungsinitiative soll der mit der im 
Februar 2020 angenommenen Trans-
parenzinitiative neu geschaffene Art. 
37a der Kantonsverfassung ergänzt 
werden. 

Im November 2022 hat der Kantons-
rat sowohl über die Verfassungsbe-
stimmung gemäss der Motion «Mehr 
Transparenz, aber mit Augenmass» als 

auch über die eingereichte Umset-
zungsinitiative beraten. Gegen den 
Beschluss des Kantonsrates, die bei-
den sich gegenseitig ausschlies-
senden Verfassungsbestimmungen 
nicht gleichzeitig zur Abstimmung zu 
bringen, wurde eine Beschwerde beim 
Bundesgericht eingereicht. Das Bun-
desgericht hat im Februar 2024 ent-
schieden, dass die Verfassungsbe-
stimmung gemäss der Motion «Mehr 
Transparenz, aber mit Augenmass» als 
formeller Gegenvorschlag der Umset-
zungsinitiative gegenüberzustellen ist. 
Diesen Entscheid des Bundesge-
richtes hat der Kantonsrat umgesetzt, 
so dass in dieser Volksabstimmung 
über die Umsetzungsinitiative und 
über die Verfassungsbestimmung ge-
mäss der Motion «Mehr Transparenz, 
aber mit Augenmass» als Gegenvor-
schlag – mit Stichfrage – abzustim-
men ist.

Mit der Umsetzungsinitiative sollen ei-
nerseits einzelne Elemente der ur-
sprünglichen Transparenzinitiative ab-
geschwächt und anderseits gewisse 
zusätzliche Punkte ausdrücklich auf-
genommen werden. Die Umsetzungs-
initiative schränkt den strengen An-
wendungsbereich der Transparenzini-
tiative in einigen Punkten ein. So sind 
ausgenommen von der Pflicht zur Of-
fenlegung von Wahl- und Abstim-
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mungskampagnen kommunale Wahl- 
und Abstimmungskämpfe in Gemein-
den mit weniger als 3'000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern. Ebenso sind 
Kandidierende für kommunale Ämter 
in Gemeinden mit weniger als 3'000 
Einwohnerinnen und Einwohnern aus-
genommen von der Pflicht zur Offen-
legung der Interessenbindungen. We-
sentliche Elemente der ursprünglichen 
Transparenzinitiative sind mit der Um-
setzungsinitiative immer noch vorhan-
den.

Ziel der Verfassungsbestimmung ge-
mäss der Motion «Mehr Transparenz, 
aber mit Augenmass» ist es, den mit 
der angenommenen Transparenziniti-
ative eingeführten Art. 37a der Kan-
tonsverfassung durch eine offenere 
Formulierung zu ersetzen, damit in der 
anschliessenden Ausführungsgesetz-
gebung mehr Spielraum für eine sach-
gerechte Regelung besteht. In dieser 
zu erarbeitenden Ausführungsgesetz-
gebung wären unter anderem die fi-
nanziellen Offenlegungspflichten bei 
Abstimmungs- und Wahlkampagnen 
mit entsprechenden Grenzwerten so-
wie die Beschränkung der Offenle-
gungspflicht bei Abstimmungs- und 
Wahlkampagnen auf Kanton und 

grössere Gemeinden zu regeln. Eben-
so wäre die Offenlegung von Interes-
senbindungen zu regeln, wobei auf ein 
Anmeldeverfahren bei Majorzwahlen 
zu verzichten wäre.

Der Kantonsrat anerkennt den Hand-
lungsbedarf in Sachen Schaffung von 
Transparenz bei der Finanzierung von 
Abstimmungen und Wahlen und bei 
der Offenlegung von Interessenbin-
dungen. 

Der Kantonsrat spricht sich für den 
Gegenvorschlag in Form der Verfas-
sungsänderung gemäss der Motion 
«Mehr Transparenz, aber mit Augen-
mass» aus: Nach Ansicht der Mehr-
heit des Kantonsrates gehören detail-
lierte Bestimmungen zur Transparenz 
bei der Finanzierung von Abstim-
mungen und Wahlen und bei der Of-
fenlegung von Interessenbindungen 
nicht in die Kantonsverfassung. In der 
Verfassung sollte nur der Grundsatz 
für solche Bestimmungen enthalten 
sein. Auf Gesetzesstufe kann dann mit 
dem nötigen Detaillierungsgrad fest-
gehalten werden, wer, was, wann, wo 
offenlegen muss. Mit einem offen for-
mulierten Art. 37a KV lässt sich eine 
pragmatischere, besser auf den Kan-
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ton Schaffhausen zugeschnittene Lö-
sung für gesetzliche Bestimmungen 
zur Transparenz bei der Finanzierung 
von Abstimmungen und Wahlen so-
wie zur Offenlegung von Interessen-
bindungen erzielen.

Eine Minderheit des Kantonsrates er-
achtet es als nicht angebracht, eine 
Verfassungsbestimmung zu ersetzen, 
welche erst kürzlich von den Stimm-
berechtigten angenommen worden ist 
und noch nicht umgesetzt ist. Die 
Stimmberechtigten haben sich in der 
Volksabstimmung vom Februar 2020 
für detaillierte und umfangreiche 
Transparenzregeln auf Verfassungs-
stufe ausgesprochen. Mit der Umset-
zungsinitiative soll die bestehende 
Verfassungsbestimmung ergänzt und 
verbessert werden. Deshalb spricht 
sich die Minderheit des Kantonsrates 
für die Umsetzungsinitiative aus.

Konzeptentscheid gefragt

Für die Stimmberechtigten bedeutet 
die vorliegende Volksabstimmung mit 
Initiative und Gegenvorschlag, sich für 
eines der beiden Konzepte im Hinblick 
auf (verfassungs)gesetzliche Bestim-
mungen für die Offenlegung der Fi-
nanzierung von Abstimmungen und 
Wahlen sowie der Offenlegung von In-
teressenbindungen zu entscheiden:

• System «Transparenzinitiative/er-
gänzende Umsetzungsinitiative»: 
Die ursprünglich angenommene 
Transparenzinitiative mit den de-
taillierten Bestimmungen auf Ver-
fassungsstufe wird nun durch die 
jetzt zur Abstimmung stehende 
Umsetzungsinitiative mit weiteren 
detaillierten Bestimmungen auf 
Verfassungsstufe ergänzt, wobei 
trotzdem weitere gesetzliche Be-
stimmungen notwendig sein wer-
den, wie auch das Obergericht 
des Kantons Schaffhausen fest-
gehalten hat 

• System «Neue Transparenzbe-
stimmung in der Kantonsverfas-
sung und detaillierte Ausfüh-
rungsgesetzgebung»: Die beste-
hende Transparenzbestimmung in 
der Verfassung wird durch eine 
neue Transparenzbestimmung 
(welche nur die Grundsätze der 
Transparenz der Finanzierung von 
Abstimmungen und Wahlen so-
wie der Interessenbindungen ent-
hält) ersetzt. Die Ausführungsge-
setzgebung enthält die konkrete 
Umsetzung mit allen Details auf 
Gesetzesstufe. Auf diese Weise 
soll «Mehr Transparenz, aber mit 
Augenmass» verwirklicht werden.
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Der Kantonsrat hat die Umsetzungs-
initiative mit 33 : 20 Stimmen abge-
lehnt. Dem Gegenvorschlag in Form 
der Verfassungsänderung gemäss 
«Mehr Transparenz, aber mit Augen-
mass» hat er mit 31 : 24 Stimmen zu-
gestimmt. Weiter hat der Kantonsrat 
mit 34 : 21 Stimmen beschlossen, bei 
der Stichfrage dem Gegenvorschlag  
den Vorzug zu geben. 

Der Regierungsrat und der Kantons-
rat empfehlen Ihnen, sehr geehrte 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, 
die Umsetzungsinitiative abzulehnen 
und dem Gegenvorschlag zuzustim-
men. 
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1. Ausgangslage; Transparenz-
initiative 2020

Mit Annahme der Initiative «Transpa-
renz in der Politikfinanzierung (Trans-
parenzinitiative)» in der Volksabstim-
mung vom 9. Februar 2020 (15'904 Ja 
gegen 13'645 Nein) soll im Kanton 
Schaffhausen zusätzliche Transparenz 
hinsichtlich der Finanzierung von 
Wahl- und Abstimmungskämpfen ei-
nerseits und der Interessenbindungen 
von Personen in öffentlichen Ämtern 
andererseits geschaffen werden.

Die Transparenzinitiative (geltender 
Art. 37a KV ¹) verlangt, dass natürli-
che und juristische Personen wie alle 
Parteien, Gruppierungen, Kampa-
gnenkomitees und dergleichen die Fi-
nanzierung von Wahl- und Abstim-
mungskämpfen, die in die Kompetenz 
von Kanton und Gemeinden fallen, of-
fenlegen müssen. Unter die Offenle-
gungspflicht fallen aber auch Einzel-
personen, die mit eigenen oder frem-
den Geldern ebenfalls Wahlen und Ab-
stimmungen unterstützen.

Offenzulegen sind gemäss geltendem 
Art. 37a KV insbesondere
• das Globalbudget für den betref-

fenden Wahl- oder Abstimmungs-
kampf;

• die Namen der juristischen Per-
sonen, die zur Finanzierung bei-
getragen haben, mit Angabe des 
jeweiligen Betrags;

• die Namen der natürlichen Per-
sonen, die zur Finanzierung bei-
getragen haben, mit Angabe des 
jeweiligen Betrags. Ausgenom-
men sind Spenderinnen und 
Spender, deren Zuwendung ins-
gesamt 3'000 Franken pro Kalen-
derjahr nicht übersteigt.

Ebenso haben Kandidierende für öf-
fentliche Ämter im Kanton und in den 
Gemeinden bei der Anmeldung ihrer 
Kandidatur ihre Interessenbindungen 
offenzulegen.

Die Initiative wurde zwar in der Form 
eines ausgearbeiteten Entwurfs ange-
nommen, für die konkrete Umsetzung 
von Art. 37a KV sind aber weitere ge-
setzliche Bestimmungen notwendig, 
da Art. 37a KV weder insgesamt noch 
in Teilen unmittelbar anwendbar ist, 
wie das Obergericht in einem Ent-
scheid im Jahr 2020 festgehalten hat. 
Entsprechend wurde ein Entwurf eines 
Transparenzgesetzes erarbeitet und 
im November 2020 bei Parteien, Ge-
meinden und Organisationen in die 
Vernehmlassung gegeben. Die Be-
stimmungen der Schaffhauser Trans-
parenzinitiative sind sehr streng. In der 
praktischen Anwendung sind die Be-
stimmungen in ihrer reinen Form nur 
mit beträchtlichem Aufwand umsetz-
bar. Entsprechend hat der Regie-
rungsrat versucht, mit dem Entwurf 
des Transparenzgesetzes eine prag-

Zur Sache

1) Der Text kann unter www.rechtsbuch.sh.ch (SHR 101.000) nachgelesen werden.
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matische und einfach umsetzbare Lö-
sung vorzulegen, welche aber an den 
Grundelementen der Transparenzini-
tiative festhält. Die Vernehmlassungs-
antworten haben zum Gesetzesent-
wurf sehr unterschiedliche Positionen 
ergeben. Insgesamt zeigte sich, dass 
die Umsetzung der sehr weit ge-
henden Schaffhauser Transparenzini-
tiative äusserst schwierig ist. Die An-
träge der Vernehmlassungsteilneh-
menden standen sich teilweise diame-
tral gegenüber.

2. Motion 2021/7 «Mehr Trans- 
parenz, aber mit Augenmass»

Diese Ausgangslage war der Auslöser 
für die Motion 2021/7 «Mehr Transpa-
renz, aber mit Augenmass» von Kan-
tonsrat Christian Heydecker. Ziel der 
Motion war es, die bestehende, schwer 
umsetzbare Verfassungsbestimmung 
zur Transparenz durch eine neue, of-
fener formulierte und nur die Grund-
sätze enthaltende Verfassungsbestim-
mung zu ersetzen. Diese neue Verfas-
sungsbestimmung sollte dann die 
Grundlage für ein Ausführungsgesetz 
darstellen, das detailliert regelt, wer, 
was, wann und wo offenzulegen hat.

Der Kantonsrat anerkennt den Hand-
lungsbedarf in Sachen Schaffung von 
Transparenz bei der Finanzierung von 
Abstimmungen und Wahlen und bei 

der Offenlegung von Interessenbin-
dungen. Es ist nicht zu verkennen, 
dass in den vergangenen Jahrzehnten 
die finanziellen Aufwendungen für 
Wahl- und Abstimmungskampagnen 
auf allen staatlichen Ebenen erheblich 
zugenommen haben. Ein Bedürfnis 
nach mehr Transparenz hinsichtlich 
der Herkunft der finanziellen Mittel bei 
Wahl- und Abstimmungskämpfen ist 
gegeben.

Die Motion «Mehr Transparenz, aber 
mit Augenmass» wurde vom Kantons-
rat am 27. September 2021 erheblich 
erklärt. Die Mehrheit des Kantonsrates 
war der Ansicht, dass die Umsetzung 
der geltenden Transparenzinitiative 
sehr aufwendig und mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden ist. Die 
Kontrolle und Administration aller in 
der Initiative enthaltenen Elemente 
führt zu einer unverhältnismässigen 
Aufblähung der Bürokratie sowohl bei 
der Verwaltung als auch bei den Par-
teien. Zudem muss für die korrekte 
Umsetzung der Initiative ein obligato-
risches Anmeldeverfahren für alle 
Wahlen auf Kantons- und Gemeinde-
ebene eingeführt werden.

Der vorliegende neue Art. 37a KV re-
gelt in je einem Absatz die Grundsät-
ze der Transparenz der Finanzierung 
von Abstimmungen und Wahlen so-
wie der Interessenbindungen:
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• Wer im Hinblick auf eine Wahl 
oder Abstimmung eine Kampa-
gne führt, hat deren Finanzierung 
offenzulegen.

• Wer sich als Kandidatin oder Kan-
didat an einer Wahl beteiligt, hat 
seine Interessenbindungen offen-
zulegen.

Die konkrete Umsetzung mit allen De-
tails soll auf Gesetzesstufe geregelt 
werden. Dazu gehören Form, Umfang, 
Publikation, Ausnahmen und Kontrol-
le der Offenlegung sowie Sanktionen 
bei Verstössen.

Bei Annahme in der Volksabstimmung 
würde der neue, offener formulierte 
Art. 37a KV den geltenden Art. 37a KV 
gemäss angenommener Transparen-
zinitiative ersetzen. Gestützt darauf 
müsste dann ein neues Transparenz-
gesetz mit der Detailregelung ausge-
arbeitet werden.

In dieser zu erarbeitenden Ausfüh-
rungsgesetzgebung wären unter an-
derem folgende Punkte zu regeln:

Finanzielle Offenlegungspflicht bei 
Abstimmungs- und Wahlkampagnen:
• Regel für die Offenlegungspflicht 

bei Abstimmungs- und Wahlkam-
pagnen mit Grenzwert für ge-
samte Kampagne und Grenzwert 
pro einzelne Zuwenderin bzw. 

einzelnen Zuwender und Kampa-
gne (in Anlehnung an die Rege-
lung auf Bundesebene)

• Beschränkung der Offenlegungs-
pflicht bei Abstimmungs- und 
Wahlkampagnen auf Kanton und 
grössere Gemeinden (z.B. über 
3'000 Einwohnerinnen und Ein-
wohner)

• Lösung zuhanden der Parteien/
Organisationen für die Einrei-
chung des Budgets vor Abstim-
mung/Wahl und der Schlussab-
rechnung 

• Offenlegung von Interessenbin-
dungen:

• Beschränkung der Offenlegung 
von Interessenbindungen auf 
Kanton und grössere Gemeinden 
(über 3'000 Einwohnerinnen und 
Einwohner)

• Verzicht auf Anmeldeverfahren 
bei Majorzwahlen (Offenlegung 
von Interessenbindungen erst bei 
Amtsantritt und nicht bereits bei 
Wahlanmeldung)

Der Kantonsrat hat dieser Verfas-
sungsänderung (Umsetzung der Mo-
tion «Mehr Transparenz, aber mit Au-
genmass») am 7. November 2022 zu-
gestimmt.
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3. Volksinitiative «zur Umset- 
zung der vom Stimmvolk  
angenommenen Transpa-
renzinitiative (Umsetzungs-
initiative)»

Im Nachgang zur Motion 2021/7 «Mehr 
Transparenz, aber mit Augenmass» 
wurde am 24. Mai 2022 die Volksiniti-
ative «zur Umsetzung der vom Stimm-
volk angenommenen Transparenzini-
tiative (Umsetzungsinitiative)» einge-
reicht. Ziel der Umsetzungsinitiative ist 
es, die bestehende Verfassungsbe-
stimmung gemäss Transparenzinitia-
tive ( Art. 37a KV) zu ergänzen. 

Mit der Umsetzungsinitiative sollen ei-
nerseits einzelne Elemente der ur-
sprünglichen Transparenzinitiative ab-
geschwächt und anderseits gewisse 
zusätzliche Punkte explizit aufgenom-
men werden. Die Umsetzungsinitiati-
ve schränkt den strengen Anwen-
dungsbereich der Transparenzinitiati-
ve in einigen Punkten ein. So sind aus-
genommen von der Pflicht zur Offen-
legung von Wahl- und Abstimmungs-
kampagnen kommunale Wahl- und 
Abstimmungskämpfe in Gemeinden 
mit weniger als 3'000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern und Wahl- und Ab-
stimmungskampagnen, für die ge-
samthaft weniger als Fr. 3’000.-- auf-
gewendet werden. Ebenso sind Kan-

didierende für kommunale Ämter in 
Gemeinden mit weniger als 3'000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern ausge-
nommen von der Pflicht zur Offenle-
gung der Interessenbindungen.

Wesentliche Elemente der ursprüng-
lichen Transparenzinitiative sind mit 
der Umsetzungsinitiative immer noch 
vorhanden, insbesondere die Rege-
lung für die Offenlegungspflicht bei 
der Finanzierung von Wahlen und Ab-
stimmungen: Liegt der Gesamtbetrag 
der Kampagne über Fr. 3'000.--, ist 
jeder Betrag einer juristischen Person 
ab Fr. 1.-- offenzulegen. Ebenso ist 
die Regelung, dass die Interessenbin-
dungen bereits bei der Wahlanmel-
dung offenzulegen sind, weiterhin ent-
halten, was bedeutet, dass für alle 
Majorzwahlen im Kanton und in den 
grossen Gemeinden ein Anmeldever-
fahren für die Kandidierenden einzu-
führen ist.

Der Kantonsrat hat die Umsetzungs-
initiative am 17. Juni 2024 abgelehnt.
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4. Konzeptentscheid gefragt 

Für die Stimmberechtigten bedeutet die 
vorliegende Volksabstimmung mit Ini-
tiative und Gegenvorschlag, sich für 
eines der beiden Konzepte im Hinblick 
auf (verfassungs)gesetzliche Bestim-
mungen für die Offenlegung der Finan-
zierung von Abstimmungen und Wahl-
en sowie der Offenlegung von Interes-
senbindungen zu entscheiden:

• System «Transparenzinitiative/er-
gänzende Umsetzungsinitiative»: 
Die ursprünglich angenommene 
Transparenzinitiative mit den de-
taillierten Bestimmungen auf Ver-
fassungsstufe wird nun durch die 
jetzt zur Abstimmung stehende 
Umsetzungsinitiative mit weiteren 
detaillierten Bestimmungen auf 
Verfassungsstufe ergänzt, wobei 
trotzdem weitere gesetzliche Be-
stimmungen notwendig sein wer-
den, wie auch das Obergericht des 
Kantons Schaffhausen festgehal-
ten hat 

• System «Neue Transparenzbestim-
mung in der Kantonsverfassung 
und detaillierte Ausführungs- 
gesetzgebung»: Die bestehende 
Transparenzbestimmung in der 
Verfassung wird durch eine neue 
Transparenzbestimmung (welche 
nur die Grundsätze der Transpa-

renz der Finanzierung von Abstim-
mungen und Wahlen sowie der In-
teressenbindungen enthält) er-
setzt. Die Ausführungsgesetzge-
bung enthält die konkrete Umset-
zung mit allen Details auf Geset-
zesstufe. Auf diese Weise soll 
«Mehr Transparenz, aber mit Au-
genmass» verwirklicht werden. 



12 Erwägungen des Kantonsrats 

Mehrheitsmeinung

Eine Mehrheit des Kantonsrates be-
fürwortet die Verfassungsänderung 
(Umsetzung der Motion «Mehr Trans-
parenz, aber mit Augenmass»). Mit 
einem offen formulierten Art. 37a KV 
lässt sich eine pragmatischere, bes-
ser auf den Kanton Schaffhausen 
zugeschnittene Lösung zur Transpa-
renz bei der Finanzierung von Abstim-
mungen und Wahlen sowie zur Offen-
legung von Interessenbindungen er-
zielen. Detaillierte Bestimmungen zur 
Transparenz bei der Finanzierung von 
Abstimmungen und Wahlen und bei 
der Offenlegung von Interessenbin-
dungen gehören nicht in die Kantons-
verfassung. In der Verfassung sollte 
nur der entsprechende Grundsatz zur 
Transparenz enthalten sein. In gesetz-
lichen Bestimmungen kann – wie in 
allen anderen Sachbereichen auch – 
mit dem nötigen Detaillierungsgrad 
festgehalten werden, wer, was, wann, 
wo offenlegen muss. 

Die Offenlegungspflicht in Sachen Fi-
nanzierung von Wahl- und Abstim-
mungskämpfen gemäss geltender 
Transparenzinitiative und jetzt zur Ab-
stimmung gelangender Umsetzungs-
initiative würde für die Parteien und 
alle weiteren Beteiligten auf Stufe des 
Kantons und der Gemeinden einen 

grossen zusätzlichen administrativen 
Aufwand verursachen. Zudem hat die 
Transparenzinitiative gravierende Aus-
wirkungen auf das bewährte Wahlsy-
stem im Kanton Schaffhausen, insbe-
sondere in den Gemeinden, da ein ob-
ligatorisches Anmeldeverfahren für al-
le Wahlen auf Kantons- und Gemein-
deebene vorausgesetzt wird. Neu 
müsste auch bei Majorzwahlen ein 
solches Anmeldeverfahren eingeführt 
werden.

Der Wille der Stimmberechtigten nach 
mehr Transparenz hinsichtlich der 
Herkunft der finanziellen Mittel bei 
Wahl- und Abstimmungskämpfen wird 
auch mit der neuen Verfassungsbe-
stimmung in jedem Fall respektiert. 
Zwar folgt die Volksabstimmung über 
den neuen Vorschlag zu einer Trans-
parenzregelung nur knapp fünf Jahre 
nach der Volksabstimmung zur Trans-
parenzinitiative. Entscheidend ist aber 
das Ziel einer pragmatischen und pra-
xistauglichen Lösung. Eine solche Lö-
sung ist mit der der Transparenziniti-
ative zugrundeliegenden Verfassungs-
bestimmung kaum möglich. Die an-
genommene Transparenzinitiative ist 
sehr eng formuliert und macht die Um-
setzung schwierig, da sie kaum einen 
Spielraum offenlässt. Daran ändert 
auch die Umsetzungsinitiative nichts, 
denn wesentliche Elemente der ur-
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sprünglichen Transparenzinitiative sind 
auch mit der Umsetzungsinitiative im-
mer noch vorhanden, insbesondere die 
komplexe Regelung für die Offenle-
gungspflicht bei der Finanzierung von 
Wahlen und Abstimmungen.

Die Offenlegungspflicht hinsichtlich 
der Finanzierung von Wahl- und Ab-
stimmungskämpfen würde für die Par-
teien auf Stufe Kanton und grosse Ge-
meinden einen erheblichen Aufwand 
verursachen hinsichtlich der Budge-
tierung und Rechnungslegung für alle 
Wahlen und Abstimmungen. Dabei 
müsste jeweils auch ausgeschieden 
werden, welche Spenden für welche 
Wahl und/oder Abstimmung erfolgen. 
Da sich die Offenlegungspflicht auf die 
Budgets bezieht, müsste die Richtig-
keit der Angaben (Art. 37a Abs. 4 KV) 
sinnvollerweise vor Beginn der Wahl 
bzw. Abstimmung geprüft werden. Ei-
ne Offenlegung der Finanzierung von 
Wahl- und Abstimmungskämpfen 
würde aber auch für die Parteien 
selbst einen erheblichen Aufwand be-
deuten, insbesondere dann, wenn 
gleichzeitig verschiedene Wahlen und 
Sachabstimmungen auf Kantons- und 
Gemeindeebene stattfinden.

Für die korrekte Umsetzung der Initi-
ative müsste ein obligatorisches An-
meldeverfahren für alle Wahlen auf 
Kantons- und Gemeindeebene (für 
Gemeinden mit mehr als 3'000 Ein-

wohnerinnen und Einwohnern) einge-
führt werden. Bei allen Wahlen im Kan-
ton Schaffhausen – ausser den Pro-
porzwahlen – gibt es aktuell kein ob-
ligatorisches Anmeldeverfahren für ei-
ne Kandidatur in dem Sinne, dass nur 
angemeldete Personen gültig gewählt 
werden können. Im Wahlrecht des 
Kantons Schaffhausen sind soge-
nannte «wilde Kandidierende» bei al-
len Majorzwahlen zugelassen. Des-
halb ist eine Offenlegung der Interes-
senbindung vor einer Kandidatur bzw. 
Wahl nach dem geltenden Wahlrecht 
gar nicht in allen Fällen möglich. Bei 
Annahme auch der Umsetzungsiniti-
ative müsste das kantonale Wahlge-
setz insofern angepasst werden, als 
für alle Wahlen gemäss Art. 37a Abs. 
2 KV ein obligatorisches Anmeldever-
fahren eingeführt werden müsste. Di-
es würde zum Ausschluss der bisher 
zugelassenen «wilden Kandidieren-
den» bei allen Majorzwahlen im Kan-
ton und in den grossen Gemeinden 
führen.
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Minderheitsmeinung

Eine Minderheit des Kantonsrates be-
fürwortet die Umsetzungsinitiative. Es 
gilt den Volkswillen zu respektieren. Es 
ist nicht angebracht, eine Verfassungs-
bestimmung zu ersetzen, welche erst 
kürzlich von den Stimmberechtigten 
angenommen worden ist und noch 
nicht umgesetzt ist. Es liegt ein unde-
mokratisches Handeln vor. Die Stimm-
berechtigten haben sich in der Volks-
abstimmung vom Februar 2020 für – 
detaillierte, umfangreiche – Transpa-
renzregeln auf Verfassungsstufe aus-
gesprochen. Diese Transparenzinitia-
tive wird nun durch die Umsetzungsi-
nitiative konkretisiert und dadurch um-
setzbar gemacht. Mit der Verfassungs-
änderung (Umsetzung der Motion 
«Mehr Transparenz, aber mit Augen-
mass») wird demgegenüber die von 
den Stimmberechtigten angenommene 
Transparenzinitiative ausgehöhlt.

Transparenz in der Politikfinanzierung 
ist ein wichtiges – schweizweites – An-
liegen. Es ist das gute Recht der 
Stimmberechtigten, zu wissen, wer 
welcher Partei welche finanzielle Mit-
tel zukommen lässt. Unternehmen 
oder Verbände nehmen gezielt auf die 
Meinungsbildung Einfluss, indem sie 
Abstimmungsvorlagen oder Wahl-
kampagnen finanziell unterstützen. 
Auch der Kanton Schaffhausen 
braucht Regelungen bezüglich Trans-

parenz in der Politikfinanzierung. Für 
den zu erwartenden Mehraufwand mit 
den Regelungen gemäss Transparen-
zinitiative und Umsetzungsinitiative 
lässt sich eine pragmatische und rela-
tiv einfach umsetzbare Lösung finden, 
weshalb dieser Mehraufwand ge-
rechtfertigt ist. 

Kantonsrat empfiehlt Ableh-
nung der Umsetzungsinitiative 
und Zustimmung zum Gegen-
vorschlag

Der Kantonsrat hat die Umsetzungs-
initiative mit 33 : 20 Stimmen abge-
lehnt. Dem Gegenvorschlag in Form 
der Verfassungsänderung gemäss 
Motion «Mehr Transparenz, aber mit 
Augenmass» hat er mit 31 : 24 Stim-
men zugestimmt. Weiter hat der Kan-
tonsrat mit 34 : 21 Stimmen beschlos-
sen, bei der Stichfrage dem Gegen-
vorschlag den Vorzug zu geben. Der 
Kantonsrat empfiehlt Ihnen, sehr ge-
ehrte Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger, die Umsetzungsinitiative ab-
zulehnen und dem Gegenvorschlag 
zuzustimmen.  

Im Namen des Kantonsrates

Der Präsident:
Erich Schudel

Der Sekretär: 
Luzian Kohlberg
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Transparenz-Umsetzungs- 
initiative 

Um was geht es?
Die Stimmbevölkerung hat 2020 die 
Transparenz-Initiative angenommen. 
Sie will also wissen, wer wem wie viel 
bei Wahlen und Abstimmungen be-
zahlt. 

Weshalb haben wir 4 Jahre nach An-
nahme der Transparenz-Initiative noch 
keine Transparenz? 
Regierungsrat und Kantonsrat haben 
sich dagegen gestellt. Die Regierung 
hat nur widerwillig einen Vorentwurf 
für ein Transparenzgesetz ausgearbei-
tet. In der Vernehmlassung dazu ha-
ben die Geheimniskrämer unter ande-
rem verlangt, dass Freibeträge bis 
20‘000 Fr. eingeführt werden! (Vgl.: 
Auswertungsbericht Vernehmlassung 
Transparenzgesetz vom 11. März 2021, 
S. 5.)

Weshalb stimmen wir jetzt über die In-
itiative und einen Gegenvorschlag ab? 
Angeführt von Kantonsrat Christian 
Heydecker (FDP) wollen Regierung 
und Kantonsratsmehrheit die vom 
Volk vor 4 Jahren in die Verfassung 
aufgenommenen Transparenzregeln 
wieder aufheben und ersetzen durch 
eine frei interpretierbare Bestimmung, 
einen sog. «Gummiparagraphen». Das 
ist höchst undemokratisch. Die Kan-

tonsratsminderheit und das Komitee 
für Transparenz möchten mit der Um-
setzungsinitiative den echten Trans-
parenzregeln, wie sie vom Stimmvolk 
angenommen wurden, endlich zum 
Durchbruch verhelfen. 

Was bringt diese Transparenz-Umset-
zungsinitiative? 
Sie löst das Problem, dass aktuell in 
Schaffhausen noch immer keine 
Transparenzregeln gelten: Sie erklärt 
die Regeln des Bundes für anwend-
bar, bis der Kantonsrat endlich ein Ge-
setz formuliert hat. Zudem trägt sie 
Bedenken der kleineren Gemeinden 
Rechnung, indem sie die Anwendbar-
keit der Transparenzregeln auf die fünf 
grössten Gemeinden des Kantons be-
schränkt. 

Wir bitten Sie, verehrte Stimmbürge-
rinnen und Stimmbürger, sagen Sie 
NEIN zum undemokratischen Spiel 
der Geheimniskrämer und stimmen 
Sie JA zur Transparenz-Umsetzungs-
initiative und geben Sie in der Stich-
frage der Umsetzungsinitiative den 
Vorzug. Nur so erhalten Sie umgehend 
Transparenz bei Wahlen und Abstim-
mungen. 

Ihr Komitee für Transparenz 
www.komiteefuertransparenz.ch
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"Die Kantonsverfassung ist wie folgt zu ändern: 

Art. 37a Titel (neu)  

Transparente Wahl-, Abstimmungs- und Parteienfinanzierung 

 Art. 37a Abs. 1bis (neu)  

Ausgenommen von den Offenlegungspflichten nach Abs. 1 sind: 

a) Kommunale Wahl- und Abstimmungskämpfe in Gemeinden mit weniger als 3000
Einwohnerinnen und Einwohnern;

b) Wahl- und Abstimmungskampagnen, für die gesamthaft weniger als CHF 3’000.–
aufgewendet werden.

Art. 37a Abs. 1ter (neu)  

Die Annahme anonymer Zuwendungen ist verboten. 

Art. 37a Abs. 2bis (neu) 

Ausgenommen von der Offenlegungspflicht nach Abs. 2 sind Kandidierende für 
kommunale Ämter in Gemeinden mit weniger als 3000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern. 

Art. 37a Abs. 2ter (neu) 

Der Geltungsbereich von Abs. 1 und Abs. 2 wird auf die Nationalratswahlen 
ausgedehnt. 

Art. 37a Abs. 5bis (neu) 

Spenden an politische Parteien, die gegen die Offenlegungspflichten verstossen 
haben, sind steuerlich nicht abzugsfähig. 

Übergangsbestimmungen zu Art. 37a: 
1 Art. 37a tritt so wie in der Abstimmung vom 9. Februar 2020 angenommen und 
ergänzt um die Absätze 1bis, 1ter, 2bis, 2ter und 5bis unmittelbar in Kraft. 
2 Mit Annahme von Art. 37a Abs. 1bis, 1ter, 2bis, 2ter und 5bis sind bis zum 
Inkrafttreten der kantonalen Ausführungsgesetzgebung subsidiär die 
Offenlegungsvorschriften des Bundes sinngemäss anwendbar, insbesondere Art. 76b 
bis 76j des Bundesgesetzes über die politischen Rechte* und Art. 11 des 
Bundesgesetzes über die Bundesversammlung. Der Regierungsrat erlässt nötigenfalls 
umgehend ergänzende Ausführungsbestimmungen.  

Fussnoten: * BBl 2021 1492

[Rückzugsklausel]" 

Text der Initiative
(Umsetzungsinitiative)
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Verfassung
des Kantons Schaffhausen

Änderung vom 7. November 2022

Der Kantonsrat Schaffhausen

beschliesst als Verfassungsgesetz:

I.
Die Verfassung des Kantons Schaffhausen vom 17. Juni 2002 wird 
wie folgt geändert:

Art. 37a
1 Wer im Hinblick auf eine Wahl oder Abstimmung eine Kampagne 
führt, hat deren Finanzierung offenzulegen.
2 Wer sich als Kandidatin oder Kandidat an einer Wahl beteiligt, hat 
seine Interessenbindungen offenzulegen.
3 Das Gesetz regelt Form, Umfang, Publikation, Ausnahmen und 
Kontrolle der Offenlegung sowie Sanktionen bei Verstössen.

II.
1 Dieses Verfassungsgesetz untersteht dem obligatorischen Refe-
rendum.
2 Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.
3 Das Gesetz ist im Amtsblatt zu veröffentlichen und in die kantonale 
Gesetzessammlung aufzunehmen.

Schaffhausen, 7. November 2022 Im Namen des Kantonsrates
Der Präsident:
Stefan Lacher

Die Sekretärin:
Claudia Indermühle

Transparenz 
der Finanzie-
rung von Ab-
stimmungen 
und Wahlen

Beschluss des Kantonsrats
(Gegenvorschlag)





20 In Kürze

Am 10. Juni 2018 haben die Stimm-
berechtigten des Kantons Schaffhau-
sen einem Kredit von 93.35 Millionen 
Franken für den Bau eines Polizei- und 
Sicherheitszentrums (PSZ) zuge-
stimmt. Der Bau umfasst u.a. ein 
sechsstöckiges Bürogebäude (Erdge-
schoss und fünf Obergeschosse). 
Grundlage bildete eine Testplanung 
sowie deren Raumprogramm. Mit dem 
Bau des PSZ soll langfristig ein effizi-
enter Betrieb der Schaffhauser Poli-
zei, der Staatsanwaltschaft und des 
Kantonalen Gefängnisses gewährlei-
stet und gleichzeitig das Klostervier-
tel in der Schaffhauser Altstadt durch 
den Wegzug seiner heutigen Nutzer 
für die städtebauliche Entwicklung 
freigespielt werden. Gemäss aktu-
ellem Bauprojekt entspricht die Anzahl 
Arbeitsplätze für die Schaffhauser Po-
lizei derjenigen der Testplanung, bei 
der Staatsanwaltschaft konnte die An-
zahl Arbeitsplätze durch Optimie-
rungen gesteigert werden. Der Regie-
rungsrat hat dennoch bereits in den 
Jahren 2020/21 die Realisierung eines 
zusätzlichen Stockwerkes beim Büro-
hochbau als Reservefläche in die Pla-
nung miteinbezogen. 

Da diese Erweiterung nicht mehr im 
bewilligten Kostenrahmen realisiert 
werden konnte, wurde letztlich darauf 
verzichtet und es wurde ein Bauge-
such für ein sechsstöckiges Büroge-
bäude für die Schaffhauser Polizei und 
die Staatsanwaltschaft ausgearbeitet 
und eingereicht; diese Baubewilligung 
ist unterdessen rechtskräftig.

Mit Eingang am 27. April 2023 wurde 
eine Volksmotion mit dem Titel «Für 
ein zukunftsfähiges Polizei- und Si-
cherheitszentrum» im Kantonsrat ein-
gereicht. Darin wurde beantragt, dass 
der Regierungsrat beauftragt wird, 
«dem Kantonsrat baldmöglichst Be-
richt und Antrag vorzulegen über die 
Optimierung bzw. Erweiterung (na-
mentlich um ein 7. Stockwerk) des im 
Jahr 2018 vom Schaffhauser Stimm-
volk beschlossenen Polizei- und Si-
cherheitszentrums, das sich derzeit in 
der Umsetzungsphase befindet. Er 
kann dabei Varianten aufzeigen.»

Beschluss betreffend Zusatzkredit für  
den Bau eines zusätzlichen Stockwerks 
beim Polizei- und Sicherheitszentrum 
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Der Regierungsrat hat das Anliegen 
geprüft und erachtete die Realisierung 
eines zusätzlichen Stockwerkes vor 
Inbetriebnahme des PSZ im Sinne ei-
ner langfristigen Planung und aus wirt-
schaftlicher Sicht als sinnvoll. Der 
Kantonsrat hat die entsprechende 
(befürwortende) Vorlage des Regie-
rungsrates am 1. Juli 2024 beraten 
und den beantragten Zusatzkredit in 
Höhe von 7 Mio. Franken für den Bau 
eines zusätzlichen Stockwerkes (Erd-
geschoss und sechs anstelle von fünf 
Obergeschossen) im Bürohochbau 
(und als Folge davon auch für eine Er-
weiterung des Hochbau-Parking) mit 
46 : 0 Stimmen bei 6 Enthaltungen be-
willigt. Dieser Beschluss untersteht 
aufgrund der Kredithöhe der Volksab-
stimmung. 

Der Regierungsrat und der Kantons-
rat empfehlen den Stimmberechtigten 
dem Zusatzkredit zuzustimmen. 
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1. Ausgangslage

1.1.  Kreditentscheid 2018 und Vor- 
haben

Am 10. Juni 2018 haben die Stimm-
berechtigten des Kantons Schaffhau-
sen einem Kredit von 93.35 Millionen 
Franken für den Bau eines Polizei- und 
Sicherheitszentrums in Herblingen 
Solenberg zugestimmt. Mit dem Poli-
zei- und Sicherheitszentrum werden 
die Schaffhauser Polizei, die Staats-
anwaltschaft und das Gefängnis di-
rekt neben dem in Bau befindlichen 
Strassenverkehrsamt im Herblingertal 
in einer zeitgemässen technischen In-
frastruktur zusammengeführt. Die Ab-
läufe im Gefängnis, bei der Polizei und 
bei der Staatsanwaltschaft können 
dadurch einfacher und effizienter ge-
staltet und die Sicherheit erhöht wer-
den, was langfristig einen effizienten 
Betrieb gewährleistet. Gleichzeitig 
wird das Klosterviertel in der Schaff-
hauser Altstadt durch den Wegzug 
seiner heutigen Nutzer für die städte-
bauliche Entwicklung freigespielt.

1.2.  Testplanung und aktuelles Bau-
projekt

Der parlamentarischen Beratung des 
Baukredites sowie der Volksabstim-
mung 2018 lag eine Testplanung so-
wie deren Raumprogramm zugrunde. 
Diese Testplanung war auch Aus-
gangslage der weiteren Planung und 
wurde in mehreren Planungsschritten 
gemeinsam mit den künftigen Nutzern 
und mit Fachexperten verbessert und 
optimiert. In der grundlegenden Aus-
gestaltung entspricht das aktuelle 
Bauprojekt aber nach wie vor der dem 
Kreditentscheid zugrundeliegenden 
Testplanung.

Im Vordergrund befindet sich der läng-
liche Gefängnisbau, hinten links der 
Hochbau Parking und hinten rechts 
der Bürohochbau für die Schaffhau-
ser Polizei und die Staatsanwalt-
schaft. Gegenüber der Testplanung 
konnten einige relevante Verbesse-
rungen erzielt und so Raum freige-
spielt werden:

• Der hier interessierende Büro-
hochbau ist wie in der Testpla-
nung vorgesehen als sechsstö-
ckiges Bürogebäude (Erdge-
schoss und fünf Obergeschosse) 
für die Schaffhauser Polizei und 
die Staatsanwaltschaft geplant. 

Zur Sache
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Er konnte in der Effizienz und in 
der Flexibilität bei der Raumnut-
zung wesentlich verbessert wer-
den. Die im Bürohochbau für Bü-
roarbeitsplätze, Sitzungszimmer, 
Einvernahmeräume, Labore, er-
kennungsdienstliche Spezialräu-
me etc. sowie für den Aufenthalt 
von Mitarbeitenden zur Verfügung 
stehende Hauptnutzfläche ent-
spricht mit rund 5'200 m² ziem-
lich genau der dafür in der Test-
planung vorgesehenen Haupt-
nutzfläche von rund 5'400 m². Die 
Differenz von 200 m² stammt im 
Wesentlichen vom Verzicht auf ei-
ne in ihren Abmessungen starre 
Aula im Erdgeschoss. Diese wur-
de durch flexibel nutzbare Multi-
funktionsräume kompensiert. Für 
die Schaffhauser Polizei stehen 
so insgesamt 245 und der Staats-
anwaltschaft neu 63 persönliche 
Arbeitsplätze zur Verfügung.

• Der Hochbau Parking besteht aus 
vier Halbgeschossen und bietet 
sowohl für Fahrzeuge von Besu-
chenden als auch von Mitarbei-
tenden Platz. Die Bauweise des 
Parkhauses ermöglicht eine Auf-
stockung sowie die vollflächige 
Überdachung mit Photovoltaik-
Elementen.

• Der Gefängnisbau konnte gegen-
über der Testplanung hinsichtlich 
Flexibilität in der Nutzung durch 
die verschiedenen Haftarten noch 
einmal verbessert werden. Die ak-
tuelle Planung wurde vom Bun-
desamt für Justiz geprüft und für 
gut befunden. Der gestützt darauf 
in Aussicht gestellte Bundesbei-
trag liegt mit rund 7 Millionen 
Franken deutlich über dem Bei-
trag von 2.5 Millionen Franken, 
der zum Zeitpunkt der Volksab-
stimmung 2018 in Aussicht ge-
stellt worden war.

Abb. 1: Visualisierung des aktuellen Bauprojekts des Polizei- und Sicherheitszentrums
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2. Entwicklungen seit der 
Volksabstimmung 2018

2.1.  Voraussichtliche Belegung des 
PSZ bei dessen Bezug

Die Schaffhauser Polizei wird künftig 
hauptsächlich im Polizei- und Sicher-
heitszentrum tätig sein. Ein Teil des 
Korps der Schaffhauser Polizei wird 
im Stadtposten Schaffhausen und in 
den Landposten Stein am Rhein, 
Klettgau, Reiat und Neuhausen am 
Rheinfall stationiert bleiben. Ausge-
hend vom heutigen Bestand der 
Schaffhauser Polizei im Zuge der ak-
tuell laufenden Korpsaufstockung 
(Stand August 2024) werden bei des-
sen Bezug knapp 200 Mitarbeitende 
der Schaffhauser Polizei einen per-
sönlichen Arbeitsplatz im PSZ zuge-
teilt erhalten. Dies entspricht einer 
Auslastung von rund 80 %. Aufgrund 
des Schichtbetriebs beträgt die Aus-
lastung im laufenden Betrieb maximal 
rund 55 %. Im Rahmen der geplanten 
Korpsaufstockung wird mit einer Zu-
teilung von rund 90 % der zur Verfü-
gung stehenden persönlichen Arbeits-
plätze und einer Auslastung im lau-
fenden Betrieb von maximal rund  
60 % gerechnet. Diese (theoretische) 
maximale Auslastung wird aber nur er-
reicht, wenn alle diensthabenden Mit-

arbeitenden der Schaffhauser Polizei 
gleichzeitig an ihrem persönlichen Ar-
beitsplatz sind, was im laufenden Be-
trieb aber nicht der Fall sein wird. 

Bei der Staatsanwaltschaft werden 
beim Bezug des Polizei- und Sicher-
heitszentrums mit sämtlichen Abtei-
lungen alle 63 persönlichen Arbeits-
plätze vergeben werden. Die Schaff-
hauser Staatsanwaltschaft arbeitet 
zudem im Gegensatz zur Schaffhau-
ser Polizei mit Ausnahme des Pikett-
Dienstes nicht im Schichtbetrieb. An-
dererseits hat die Schaffhauser 
Staatsanwaltschaft einen deutlich hö-
heren Anteil an Teilzeitangestellten. So 
teilen sich derzeit 46,2 Vollzeitstellen 
auf 63 Personen auf. Im Dienstbetrieb 
werden durchschnittlich rund 45 Per-
sonen im Einsatz sein, was einer 
durchschnittlichen Auslastung von 
rund 75 % entspricht. Zudem wird 
noch diskutiert, ob die Jugendanwalt-
schaft mit ihren acht Mitarbeitenden 
gegebenenfalls besser in ihren heu-
tigen – im Eigentum des Kantons ste-
henden – Räumlichkeiten verbleibt, 
um eine Stigmatisierung der oft sehr 
jungen Klienten (z.T. Kinder, die noch 
in Begleitung ihrer Eltern erscheinen 
müssen) zu vermeiden.
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2.2.  Prognose für die mittel- bis lang-
fristige Belegung des PSZ 

Auch wenn im PSZ somit bei dessen 
Bezug für alle Vollzeit- und Teilzeitmi-
tarbeitenden der Schaffhauser Polizei 
und der Staatsanwaltschaft persön-
liche Arbeitsplätze zur Verfügung ste-
hen, ist es im Sinne einer langfristigen 
Planung und aus wirtschaftlicher Sicht 
sinnvoll, schon mit dem Neubau ge-
nügend Reservefläche zu schaffen. 
Der zu ermittelnde Umfang richtet sich 
dabei insbesondere nach dem pro-
gnostizierten Bevölkerungswachstum 
sowie der Entwicklung des Korps der 
Schaffhauser Polizei und derjenigen 
der Schaffhauser Staatsanwaltschaft. 

2.2.1. Prognostiziertes Bevölkerungs- 
   wachstum

Prognosen zur Bevölkerungsentwick-
lung basieren auf grundsätzlichen An-
nahmen zur Bevölkerungsentwicklung 
sowie auf konkreten regionalen Fak-
toren. Bei den regionalen Faktoren 
geht es um die soziale, wirtschaftliche, 
politische, kulturelle, ökologische oder 
infrastrukturelle Entwicklung. Für das 
Referenzszenario 2020 wurden für 
den Kanton Schaffhausen der Ausbau 
der Bahnlinien Schaffhausen-Bülach-
Zürich (seit 2013) und Schaffhausen-

Erzingen (seit 2014), die Einführung 
des ½-Stunden-Taktes und die Fer-
tigstellung des Galgenbucktunnels 
(2019) sowie der geplante Ausbau der 
Hochrhein- und Gäubahn, der Dop-
pelspurausbau der Nationalstrasse 
zwischen Andelfingen und Winterthur 
und der Ausbau der Nationalstrasse 
Schaffhausen-Thayngen berücksich-
tigt. Bei der Wohnraumentwicklung 
wurden die Umnutzung der Stahlgies-
serei (ab 2019), die Entwicklung des 
Industrie-Areals in Neuhausen am 
Rheinfall (ab 2019) und Neubauten in 
Herblingen (ab 2019) miteinbezogen. 
Als künftige Treiber floss insbesonde-
re die Umnutzung des Altstadtgevierts 
nach dem Wegzug der heutigen Nut-
zer ins PSZ mit ein. Weitere Faktoren 
sind die steuerliche Attraktivität des 
Kantons, Tagesstrukturen sowie Bil-
dungs- und Freizeitangebote.

Zwischen Ende 2017 und Ende 2022 
hat die Bevölkerung im Kanton Schaff-
hausen um 4'625 Einwohner oder  
5,7 % von 81'409 auf 86'034 Einwoh-
ner zugenommen. Dies zeigt, dass der 
Kanton Schaffhausen in den vergan-
genen Jahren dank grosser Anstren-
gungen aller Beteiligter an Attraktivi-
tät gewonnen hat. Der Regierungsrat 
setzt alles daran, dass der Kanton 
Schaffhausen weiter an Attraktivität 
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gewinnt und wird die diesbezüglichen 
Massnahmen weiter vorantreiben. Ins-
gesamt kann somit auch mit der im 
Umgang mit Prognosen gebotenen 
Vorsicht davon ausgegangen werden, 
dass die Bevölkerung des Kanton 
Schaffhausen in den nächsten Jahren 
weiterwachsen wird.

2.2.2. Entwicklung des Korps der                  
   Schaffhauser Polizei

Es liegt auf der Hand, dass die pro-
gnostizierte Bevölkerungsentwicklung 
dazu führen wird, dass in absehbarer 
Zukunft zur Gewährleistung der Si-
cherheit mehr Arbeitskapazitäten bei 
der Schaffhauser Polizei erforderlich 
sein werden. Dies bedeutet nicht 
zwingend, dass die Schaffhauser Po-
lizei proportional zur Bevölkerungs-
entwicklung wachsen wird. Einerseits 
nimmt die Schaffhauser Polizei als 
kleines Korps die grundsätzlich glei-
chen Aufgaben wahr wie die Polizei-
korps in grösseren Kantonen. Dafür 
braucht es ungeachtet der Einwohner-
zahl einen Grundbestand, der nicht im 
gleichen Verhältnis ausgebaut werden 
muss wie das Bevölkerungswachs-
tum. Andererseits führen neue He-
rausforderungen, wie beispielsweise 
die Cyber-Kriminalität und die tenden-
ziell zunehmende Regelungsdichte 
unabhängig von der Bevölkerungsent-

wicklung zu einem Mehrbedarf. Die 
fortschreitende Digitalisierung wird si-
cherlich helfen, Prozesse effizienter zu 
gestalten und vorhandene Räumlich-
keiten flexibler zu nutzen. Am grund-
sätzlich zu erwartenden personellen 
Mehrbedarf wird sie aber kaum etwas 
zu ändern vermögen.

2.2.3. Entwicklung der Schaffhauser  
   Staatsanwaltschaft

Die Zahl der von der Staatsanwalt-
schaft zu behandelnden Verfahren ist 
kontinuierlich gestiegen. Im Jahr 2011 
verzeichnete die Staatsanwaltschaft 
rund 8'200 Neueingänge. Fünf Jahre 
später waren es bereits 11'900 Neu-
eingänge. Seither blieb die Zahl der 
jährlichen Neueingänge mit Ausnah-
me des Corona-Jahres 2020 (10'400 
Neueingänge) kontinuierlich über 
11'000 neuen Verfahren pro Jahr. Zu-
dem wurden die Verfahren durch ei-
nen starken Ausbau der prozessualen 
Vorgaben insgesamt komplexer und 
aufwendiger. Seit 2011 musste der 
Personalbestand der Staatsanwalt-
schaft deshalb kontinuierlich von 26.9 
Vollzeitstellen auf 46.2 Vollzeitstellen 
erhöht werden. Inwiefern die Staats-
anwaltschaft mit diesem Personalbe-
stand ihre Aufgaben künftig erfüllen 
kann, hängt wesentlich davon ab, wie 
sich die Zahl der Neueingänge entwi-
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ckelt und wieweit der Aufwand pro Fall 
durch einen weiteren Ausbau von re-
gulatorischen Vorgaben zunimmt. Ge-
rade letzteres bindet zunehmend Kräf-
te und führt nebst längeren Verfah-
rensdauern zu einer deutlich er-
schwerten Durchsetzung des Straf-
verfolgungsauftrags. Wieweit die neu-
este Revision der eidgenössischen 
Strafprozessordnung, die per 1. Janu-
ar 2024 in Kraft getreten ist, in diese 
Richtung wirken wird, kann noch nicht 
abschliessend beurteilt werden. Auf-
grund der bisherigen Entwicklung 
muss aber davon ausgegangen wer-
den, dass die Staatsanwaltschaft mit-
tel- bis langfristig noch mehr Personal 
benötigen wird.

3. Volksmotion

Mit Eingang am 27. April 2023 haben 
Christoph Kubli, Anja Schudel, Raffa-
el Gerster, Mauro Zecchetto, Michael 
Deiss, Guy Surbeck und Matthias 
Wegmann sowie weitere Mitunter-
zeichner die Volksmotion Nr. 2023/1 
mit dem Titel «Für ein zukunftsfähiges 
Polizei- und Sicherheitszentrum» beim 
Kanton eingereicht. Mit der Volksmo-
tion wurde beantragt, dass der Regie-
rungsrat beauftragt wird, «dem Kan-
tonsrat baldmöglichst Bericht und An-
trag vorzulegen über die Optimierung 
bzw. Erweiterung (namentlich um ein 
7. Stockwerk) des im Jahr 2018 vom 
Schaffhauser Stimmvolk beschlos-
senen Polizei- und Sicherheitszen-
trums, das sich derzeit in der Umset-
zungsphase befindet. Er kann dabei 
Varianten aufzeigen.» Bei der Volks-
motion geht es damit einzig um die 
Erweiterung des Bürohochbaus um 
ein zusätzliches Stockwerk. Der Ge-
fängnisbau ist von der Volksmotion 
nicht betroffen. 
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4. Zusätzliches Geschoss (Er-
weiterung Bürohochhaus)

4.1.  Detaillierte Planung und Kosten-
analyse als Grundlage für Kredit-
entscheid

Angesichts der erheblich erklärten 
Volksmotion vermochte die ursprüng-
lich vorgesehene Einholung einer Of-
ferte bei einem Totalunternehmer für 
ein optionales zusätzliches Geschoss 
nicht mehr zu genügen. Entsprechend 
wurde das Vergabeverfahren vorerst 
ausgesetzt und die Erweiterung des 
Bürohochbaus als feste Variante ein-
geplant, um dem Kantonsrat auf Ba-
sis verlässlicher Planungsunterlagen 
Bericht und Antrag erstatten zu kön-

nen. Werden zusätzliche Arbeitsplät-
ze geschaffen, so sind auch zusätz-
liche Parkierungsmöglichkeiten zur 
Verfügung zu stellen. Der Regierungs-
rat hat entsprechend auch die mode-
rate Erweiterung des Hochbaus Par-
king planen lassen und die Erstellung 
eines Kostenvoranschlages durch ein 
externes Kostenplanungsbüro in Auf-
trag gegeben. Der Kreditentscheid 
kann so auf Basis einer detaillierten 
Planung und Kostenanalyse erfolgen. 

Abb. 2: Bürogebäude mit sechs Stockwerken und Parkhaus 
gemäss Volksabstimmung vom 10. Juni 2018

Abb. 3: Bürogebäude mit einem zusätzlichen Stockwerk und 
Aufstockung Parkhaus
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4.2.  Raumnutzung zusätzliches Stock-
werk (mögliche Zwischennutzung)

Mittel- bis langfristig wird das zusätz-
liche Stockwerk durch die Schaffhau-
ser Staatsanwaltschaft und die Schaff-
hauser Polizei genutzt werden. Solan-
ge die Polizei und die Staatsanwalt-
schaft jedoch noch keinen zusätz-
lichen Raumbedarf haben, sollen die 
zusätzlichen Flächen einer (Zwi-
schen-)Nutzung zugeführt werden. 
Dafür in Frage kommen etwa Rocha-
deflächen für andere kantonale Abtei-
lungen deren Räume saniert werden 
müssen oder es werden Dienststellen 
aus angemieteten Flächen zwischen-
zeitlich in den freien Flächen unterge-
bracht.  Im Polizei- und Sicherheits-
zentrum werden moderne Zutrittskon-
trollen zum Einsatz kommen. Das hei-
sst, der Zutritt zu den jeweiligen Be-
reichen kann präzise gesteuert wer-
den. Es wird daher möglich sein, den 
Zugang zusätzlicher Dienststellen ge-
zielt zu regeln. Geeignet sind Dienst-
stellen, die keinen Publikumsverkehr 
innerhalb der Büroräume haben und 
die keine spezifische Büroinfrastruk-
tur benötigen.

5. Zusatzkredit

Am 10. Juni 2018 haben die Stimm-
berechtigten – wie beschrieben – dem 
Kredit von 93.35 Millionen Franken für 
den Bau eines Polizei- und Sicher-
heitszentrums zugestimmt. Gemäss 
eingeholtem Kostenvoranschlag wur-
den die Kosten eines zusätzlichen 
Stockwerks im Bürohochbau sowie 
einer Erweiterung des Hochbau Par-
king auf rund 6,1 Millionen Franken 
bei einer Kostengenauigkeit von +/-
10 % veranschlagt. Dafür ist ein Zu-
satzkredit einzuholen. Die Zuständig-
keit für die Genehmigung des Zusatz-
kredits richtet sich nach der Höhe des 
zusätzlichen Kredits. Unter Einschluss 
der Kostenungenauigkeit wird ein Kre-
dit in der Höhe von 7 Millionen Fran-
ken beantragt. Der Kantonsrat hat die 
entsprechende (befürwortende) Vor-
lage des Regierungsrates am 1. Juli 
2024 beraten und mit 46 : 0 Stimmen 
bei 6 Enthaltungen den Zusatzkredit 
in Höhe von 7 Mio. Franken für den 
Bau eines zusätzlichen Stockwerkes 
(Erdgeschoss und sechs anstelle von 
fünf Obergeschossen) im Bürohoch-
bau und als Folge davon auch für ei-
ne Erweiterung des Hochbau-Parking 
beim PSZ bewilligt. Dieser Beschluss 
untersteht aufgrund der Kredithöhe 
der Volksabstimmung.



30 Erwägungen des Kantonsrats

Mehrheitsmeinung

Der Kantonsrat hat das Kreditbegeh-
ren, welches mit der Volksmotion ini-
tiiert wurde, einstimmig bewilligt. Er 
erachtet es im Sinne einer langfri-
stigen Planung und mit Blick auf das 
prognostizierte Bevölkerungswachs-
tum sowie die Entwicklung des Korps 
der Schaffhauser Polizei und derjeni-
gen der Schaffhauser Staatsanwalt-
schaft aus wirtschaftlicher Sicht als 
sinnvoll, schon mit dem Neubau ge-
nügend Reservefläche zu schaffen.

Minderheitsmeinung

Da der Kantonsrat der Volksmotion 
einstimmig zugestimmt hat, gibt es 
keine Minderheitsmeinung.

Kantonsrat empfiehlt 
Zustimmung

Der Kantonsrat hat den Zusatzkredit 
in Höhe von 7 Mio. Franken für den 
Bau eines zusätzlichen Stockwerkes 
beim PSZ am 1. Juli 2024 mit 46 : 0 
Stimmen bei 6 Enthaltungen bewilligt. 
Er empfiehlt Ihnen, sehr geehrte 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, 
dem Zusatzkredit ebenfalls zuzustim-
men.

Im Namen des Kantonsrates

Der Präsident:
Erich Schudel

Der Sekretär: 
Luzian Kohlberg
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Beschluss  
betreffend Zusatzkredit für den Bau eines 
zusätzlichen Stockwerkes beim Polizei- und 
Sicherheitszentrum 

vom 1. Juli 2024 

Der Kantonsrat Schaffhausen beschliesst: 

1. 
1 Für den Bau eines zusätzlichen Stockwerkes beim Polizei- und Si-
cherheitszentrum wird ein Zusatzkredit von 7 Millionen Franken be-
willigt.  
2 Der Kredit entspricht dem Projekt- und Preisstand vom 3. Oktober 
2023 und wird bis zur Fertigstellung des Objektes um die ausgewie-
sene Teuerung erhöht.  

2.  
1 Dieser Beschluss untersteht dem obligatorischen Referendum.  
2 Er ist im Amtsblatt zu veröffentlichen und in die kantonale Geset-
zessammlung aufzunehmen.  

Schaffhausen, 1. Juli 2024 Im Namen des Kantonsrates: 
Der Präsident:  
Erich Schudel 

Der Sekretär: 
Luzian Kohlberg 
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